ROLF SCHWARTMANN

Private im
Wirtschaftsvolkerrecht

Jus Publicum
122
|

Mohr Siebeck



JUSPUBLICUM

Beitrige zum Offentlichen Recht

Band 122

{NGARER
xR

e uls







Rolf Schwartmann

Private
1m Wirtschaftsvolkerrecht

Mohr Siebeck



Rolf Schwartmann, geboren 1965; 1986 - 1992 Studium der Rechtswissenschaft in Gieflen,
Bonn und Koéln; 1992-1996 wissenschaftliche Hilfskraft am Institut fiir Staatsrecht der
Universitit zu Kéln; 1995 Promotion in Koéln; 1994 -1996 Referendariat in Koln;
1996 — 2000 Rechtsanwalt in Koln (seit 2000 Fachanwalt fir Verwaltungsrecht); 2000 - 2004
Wissenschaftlicher Assistent an der Johannes Gutenberg-Universitit Mainz; 2004 Habilita-
tion in Mainz; 2003 und 2004 Gastdozenturen am Trinity College Dublin; seit 2002 Ge-
schifesfilhrer der Schule des Deutschen Rechts (Krakau/Heidelberg/Mainz); Sommer-
semester 2004 Vertretung in Rostock; seit WS 2004/2005 Professor fiir Offentliches und In-
ternationales Wirtschaftsrecht an der Fachhochschule Koln.

Gedruckt mit Unterstiitzung des Forderungs- und Beihilfefonds Wissenschaft der VG
WORT.

978-3-16-157993-6 Unverédnderte eBook-Ausgabe 2019

ISBN 3-16-148457-6

ISSN 0941-0503 (Jus Publicum)

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbiblio-
graphie; detaillierte bibliographische Daten sind im Internet tiber http://dnb.ddb.de abruf-
bar.

© 2005 Mohr Siebeck Tiibingen

Das Werk einschliefflich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschiitzt. Jede Verwertung
auflerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags
unzulissig und strafbar. Das gilt insbesondere fiir Vervielfiltigungen, Ubersetzungen, Mi-
kroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Das Buch wurde von Claudia Wild in Stuttgart aus der Garamond gesetzt, von Gulde-
Druck in Tiibingen auf alterungsbestindiges Werkdruckpapier gedruckt und von der Grofi-
buchbinderei Spinner in Ottersweler gebunden.


Vanessa.Ibis
Typewritten Text
978-3-16-157993-6 Unveränderte eBook-Ausgabe 2019


Vorwort

Private sind grundsatzlich nicht Subjekte des Vélkerrechts. Dennoch ist der inter-
nationale Wirtschaftsverkehr unter der Agide dieses Rechtsgebiets mafigeblich
von privaten Interessen gepragt. Die Frage, ob und inwieweit Private am Wirt-
schaftsvolkerrecht teilhaben und namentlich Rechte daraus ableiten kdnnen, ist
kaum behandelt. Die vorliegende Schrift soll dazu beitragen, diese Liicke zu
schlieflen.

Die Arbeit entstand in den Jahren 2000 bis 2003 und wurde Anfang 2004 vom
Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-
Universitit Mainz als Habilitationsschrift angenommen. Bis zum August 2004 er-
gangene relevante Rechtsprechung und Literatur wurden eingearbeitet.

Herzlich danke ich meinem akademischen Lehrer, Herrn Professor Dr. Udo
Fink fiir die Freiheit, die er mir bei der Arbeit lieff und fiir den Riickhalt, den er
mir gab. Er hat mich wissenschaftlich und menschlich geprigt. Als sein Assistent
in Mainz habe ich mich ausgesprochen wohl gefiihlt. Besonderer Dank gilt auch
Herrn Professor Dr. Dieter Dérr, der das Zweitgutachten zu dieser Arbeit erstellt
hat. Seine wertvollen Anregungen habe ich gerne angenommen. Von meinen Kol-
legen am Lehrstuhl fiir Offentliches Recht, Europarecht, Vélkerrecht und Offent-
liches Wirtschaftsrecht danke ich vor allem Herrn Dr. Kai Schollendorf, mit dem
ich gerne, anregend und viel iiber meine Arbeit und das Volkerrecht diskutiert ha-
be. Herr Klaus Joset Maus hat die Arbeit Korrektur gelesen, wofiir ich ithm sehr
danke. Auch gebithrt mein Dank dem Forderungs- und Beihilfefonds Wissen-
schaft der VG WORT, aus dessen Mitteln der Druck des Buches grofiziigig unter-
stiitzt wurde.

Groflen Riickhalt fand und finde ich bei meiner Frau Claudia, die auf ihre Art
viel zum Gelingen der Arbeit beigetragen hat. Sie hat mich bei der schweren Ent-
scheidung, den Anwaltsberuf fiir die Wissenschaftslaufbahn aufzugeben bestarke,
mir nachsichtig den Riicken frei gehalten und mich oft mit ihrer Lebensfreude an-
gestecke. Fir all das danke ich ihr ganz besonders herzlich. Kurz bevor ich die
Schrift fertig gestellt habe, wurde unser Sohn Severin geboren. Die noch verblei-
bende Arbeit hat er mir auf seine einzigartig begliickende Weise versiifit. Auch da-
tiir bin ich von Herzen dankbar.

Koln und Mainz im Januar 2005 Rolf Schwartmann
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1. Teil

Allgemeine Fragen zur Stellung Privater
im Wirtschaftsvolkerrecht

Die Bedeutung des zwischenstaatlich nach vélkerrechtlichen Regeln organisier-
ten, weltweiten Handels mit Waren, Dienstleistungen und geistigem Eigentum ist
nicht nur Gegenstand volkerrechtlicher Betrachtungen. Dieses Thema hat in Zei-
ten der Globalisierung menschlichen Zusammenlebens seit langem auch eine brei-
te 6ffentliche Wahrnehmung erreicht. Dies liegt unter anderem daran, dass der seit
1995 unter dem Dach der Welthandelsorganisation (World Trade Organization,
WTO) gefithrte Welthandel nicht mehr vornehmlich — wie noch zu Zeiten des
GATT 1947 - als das Metier um Zolle streitender Technokraten gilt. Unter der
WTO wurde der Radius der Aufgaben dieser Organisation erheblich erweitert
und etwa auf Vermarktungsvorschriften hinter den Grenzen ausgedehnt. Nach
den volkerrechtlichen Regeln der WTO werden heute zum Beispiel private
Dienstleistungen liberalisiert, die Folgen c¢kologischer Normen fiir den Handel
gepriift und die Einhaltung von Rechten an geistigem Figentum, etwa Patente
und Lizenzen, iiberwacht." Das WTO-Ubereinkommen und seine Anlagen zur
Regelung des Welthandels in seinen vielschichtigen Bereichen, aber auch weitere
Vertrige des Internationalen Wirtschaftsrechts jenseits der WTO sind volker-
rechtliche Vertrige, die in erster Linie unter Volkerrechtssubjekten gelten. Die
Funktionsfihigkeit und Reibungslosigkeit, aber auch die globale Gerechtigkeit
des Welthandels begiinstigt oder belastet jedoch in erster Linie private Handel-
treibende, die vom Ex- und Import von Wirtschaftsgiitern leben. Ebenso ist die
Ausgewogenheit des Welthandelssystems angesichts des Nord-Siid-Wohlstands-
gefalles gerade auch fiir Angehorige weniger entwickelter Staaten von existentiel-
ler Bedeutung. Es kann daher die Frage gestellt werden, ob und inwieweit das vol-
kerrechtliche Regime zur Regelung weltweiter Handelsstrome gerade auch im In-
teresse oder gar zur zielgerichteten Begiinstigung privater Wirtschaftstreibender
besteht. Dieser schliesst sich die weitere Frage an, ob das den Welthandel normie-
rende Volkerrecht sich darauf beschrinkt, einen Ordnungsrahmen fiir den pri-
vaten Handel zur Verfiigung zu stellen. Das WTO-Recht konnte — wenn es un-
mittelbar anwendbar wire — einen fiir alle derzeit 148 WTO-Mitglieder und deren
Staatsangehorige einheitlichen und verbindlichen vélkerrechtlich vorgegebenen
Rechtsstandard fiir die Behandlung der in diesen Vorschriften geregelten Bereiche

U Mrusek, Gleich vier Minister auf Reisen. Grofles deutsches Interesse an WTO/Nur Beisitzer
beim Feilschen, F.A.Z., Nr. 214 v. 15.09.2003, S. 13.
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auch fir das innerstaatliche Recht gesetzt haben. Diese Normierung wiirde sich
rechtlich — vereinfacht gesagt — aus der Bindung der WTO-Mitgliedstaaten an das
fiir sich und die iibrigen Mitglieder verbindlich vorgegebene Recht des internatio-
nalen privaten Handels ergeben. Die damit aufgeworfene Frage ist insbesondere
bei privaten Investitionen durch In- oder Auslinder in volkswirtschaftlicher, aber
auch in rechtsstaatlicher Hinsicht weniger entwickelten Staaten von besonderer
Bedeutung. Wihrend in entwickelten Staaten der Standard des innerstaatlichen
Rechts vielfach mit dem des WTO-Rechts deckungsgleich ist, bleibt der national
gewihrte Status in Entwicklungslindern hiufig hinter dem international verein-
barten zuriick. Die gescheiterte Ministerkonferenz vom September 2003 im Rah-
men der Doha-Runde der WTO ist ein vitaler Beleg dafiir, dass sich gerade die
selbstbewusster werdenden Schwellen- und Entwicklungslinder davor scheuen,
namentlich im zentralen Bereich des Investitionsschutzes neue Standards zu ver-
einbaren.? Die Motivation hierfiir liegt insofern auf der Hand, als feste Regeln fiir
Auslandsinvestitionen die Flexibilitit innerstaatlicher Rechtssetzung etwa hin-
sichtlich der Enteignung von Investoren schmilern. Ebenso existieren in schwi-
cher entwickelten Staaten weit weniger Mglichkeiten, Rechte in innerstaatlichen
Verfahren durchzusetzen. Eine Verdichtung verfahrensrechtlicher Standards zur
Rechtsdurchsetzung iiberfordert nimlich wenig entwickelte Staaten ungleich
mehr als Staaten mit reifen Volkswirtschaften mit ihrer rechtsstaatlichen Tradi-
tion, die sich gerade auch auf dem Boden des gewachsenen hohen Entwicklungs-
standes ausprigen konnte. Aufgrund der vorhandenen Unterschiede und der
Schwierigkeiten, neue Standards zu vereinbaren, scheint es umso wichtiger, den
vorhandenen und verbindlich vereinbarten vélkerrechtlichen Normenbestand ge-
nau darauf hin zu iberpriifen, wie er in das innerstaatliche Recht zum Umgang
mit den Regelungsgehalten des Weltwirtschaftsrechts hineinwirkt.

Am Ausgangspunkt dieser Uberlegungen ist die Berechtigung Privater durch
Normen des Wirtschaftsvolkerrechts und die gegebenenfalls mégliche unmittel-
bare Anwendbarkeit solcher Vorschriften freilich einem Fragezeichen zu ver-
sehen. Grundsitzlich gilt nimlich, dass die Ausstattung Privater mit Rechten auf
der Ebene des Volkerrechts zwar moglich ist, aber dogmatisch eine Ausnahme
darstellt. Das Volkerrecht — einschliefflich des Wirtschaftsvolkerrechts — enthilt
grundsitzlich Regeln, die zwischen Staaten und Internationalen Organisationen
vereinbart wurden und die fiir deren Umgang unter Gleichen miteinander gelten.
Gleichwohl hat Christian Tietje die These formuliert, dass die WTO-Rechtsord-

nung

»von ihrer Ausrichtung und ihrer dogmatischen Anlage her (...) nicht nur geeignet (ist), un-
mittelbar individuelle Rechte zu begriinden, sondern vielmehr geradezu hierauf ausgelegt®

ist.

2 Zu den Griinden des Scheiterns der Ministerkonferenz von Cancin: Mrusek, WITO-Kon-
ferenz scheitert im Eklat, F.A.Z., Nr. 215 v. 16.09.2003, S. 1{. und ders. Der Pyrrhussieg der Ar-
men, a.a. 0. 8. 3.

3 Tietje in PriefS/ Berrisch, WTO-Handbuch, A. II. Rz. 43.
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Diese Aussage trifft den Kern der fiir das Welthandelsrecht bedeutsamen Frage
nach der Rechtsstellung Privater im Recht der Welthandelsorganisation auf den
Punkt. Zentrales Anliegen der vorliegenden Untersuchung ist es, dem individual-
rechtlichen Gehalt des Wirtschaftsvolkerrechts und hier insbesondere des WTO-
Rechts niher auf den Grund zu gehen und der Frage nach seiner Existenz und
Reichweite anhand des vorhandenen Normenbestandes nachzugehen. Dabei soll
nicht nur der individualschiitzende Gehalt des WI'O-Rechts insgesamt analysiert
werden. Den Schwerpunkt der Untersuchung macht vielmehr die dartiber hinaus-
gehende Frage aus, ob das Welthandelsrecht und hier insbesondere das Recht der
WTO in den Rechtsordnungen der WTO-Mitgliedstaaten unmittelbar anwend-
bar ist. Das WTO-Recht sieht grundsatzlich keine Rechtsdurchsetzung auf vol-
kerrechtlicher Ebene vor. Es unterscheidet sich insoweit grundlegend von anderen
wirtschaftsvolkerrechtlichen Vertrigen, die im Rahmen der Arbeit vorzustellen
sind. Weil es im Recht der WTO aber an Durchsetzungsmechanismen zugunsten
Privater fehlt, béte die unmittelbare Anwendung von WTO-Recht im Recht der
Mitgliedstaaten ein wichtigen Weg, diesem besonderen Vélkerrecht im Verhiltnis
zu Privaten zur Durchsetzung zu verhelfen. Die Frage nach der unmittelbaren
Anwendbarkeit des WTO-Rechts im mitgliedstaatlichen Recht ist deshalb von
entscheidender praktischer Bedeutung. Nur indirekt individualschiitzendes
WTO-Recht ist zwar fiir die generelle Einordnung der Rechtsstellung Privater im
Wirtschaftsvolkerrecht von Bedeutung und es mag Auswirkungen auf die Rechts-
stellung Privater haben. Es hilft dem privaten Rechtsunterworfenen aber im kon-
kreten Streitfall nicht weiter, weil er sich auf dieses Recht nicht berufen kann und
es von Rechtsanwendungsorganen im konkreten Einzelfall nicht anzuwenden ist.
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Gegenstand der Untersuchung

Gegenstand der folgenden Darstellung ist allein das im Vélkerrecht wurzelnde In-
ternationale Wirtschaftsrecht!, welches hier als ,, Wirtschaftsvélkerrecht bezeich-
net wird, sich auf bilaterale und multilaterale Vertrage der verschiedensten Art er-
streckt? und damit insbesondere auch das Welthandelsrecht unter der WTO er-
fasst. Diese Beschrinkung tragt der Tatsache Rechnung, dass das Vélkerrecht
gerade im Bereich der Wirtschaft mittlerweile eine besonders hohe Regelungs-
dichte aufweist, wobei weite Teile des internationalen Wirtschaftsverkehrs in er-
heblichem Mafe gerade von Vorschriften des WTO-Rechts bestimmt werden’.
Fiir die Untersuchung der Rechtsstellung Privater im Wirtschaftsvolkerrecht
sind zwei Ansitze zu verfolgen. Zum einen muss die Frage beleuchtet werden, in
welcher Weise Private am Vélkerrecht auf dessen Ebene selbst beteiligt werden.
Solche Moglichkeiten kennt das Wirtschaftsvélkerrecht in gewissem Umfang und
sie sollen im Rahmen der Untersuchung vorgestellt werden. Betrachtet man aber
speziell das Recht der WTO, so gibt es nach der derzeitigen Vertragslage — wie be-
reits erwahnt — eine direkte Beteiligung Privater an Verfahren im System der
WTO grundsitzlich genauso wenig wie Mechanismen zur direkten Rechtsdurch-

! Der Begriff , Internationales Wirtschaftsrecht umfasst den Bestand der Rechtsregeln fiir den
internationalen Wirtschaftsverkehr, die sowohl aus nationalem &ffentlichem und privatem Recht
als auch aus mit anderen Volkerrechtssubjekten getroffene Vereinbarungen bestehen. Dazu
Weifs/ Herrmann, Welthandelsrecht, Rz. 52. Im internationalen Bereich spielt die im innerstaatli-
chen Wirtschaftsrecht zu treffende Unterscheidung zwischen 6ffentlichem Wirtschaftsrecht (Ver-
fassungs- und Verwaltungsrecht) und privatem Wirtschaftsrecht (z. B. Biirgerliches Recht, Han-
dels- und Gesellschaftsrecht) keine Rolle. Vielmehr stellt sich die Frage, ob sich der Normbestand
des Internationalen Wirtschaftsrechts allein aus Regeln des von Staaten geschaffenen und zwi-
schen Staaten geltenden Volkerrechts zusammensetzt (dann: internationales Recht der Wirt-
schaft) oder ob auch Vorschriften des nationalen Rechts darin einbezogen werden, die wirt-
schaftsrelevante Lebenssachverhalte mit Auslandsbezug regeln (dann: Recht der internationalen
Wirtschaft). Zur Diskussion, Dolzer, in Graf Vitzthum, Vélkerrecht, 6. Abschn., Rz.9, zu dem
Begriffspaar, Erler, Grundprobleme des Internationalen Wirtschaftsrechts, S. 9. Insbesondere im
europaischen Rechtsraum hat sich die Ansicht durchgesetzt, dass das Internationale Wirtschafts-
recht nicht nur aus Regeln des Volkerrechts besteht. Thm werden hier auch staatliche und, bezo-
gen auf die Europiischen Gemeinschaften, supranationale Vorschriften zugeordnet Schmidt, Of-
fentliches Wirtschaftsrecht, Allgemeiner Teil, S.202f. Diese Ansicht hat insbesondere fiir sich,
dass grenziiberschreitende Wirtschaftstatigkeit als einheitlicher Lebensvorgang nicht nur Nor-
men des Volkerrechts, sondern auch einer oder mehrerer nationaler Rechtsordnungen unterliegt.
Dolzer, in Graf Vitzthum, Voélkerrecht, 6. Abschn., Rz. 10.

2 Zu diesem Verstindnis Weifs/Herrmann, Welthandelsrecht, Rz. 54.

3 Dazu Schollendorf in Fink/Schwartmann/Schollendorf, Grundziige des Internationalen Wirt-
schaftsrechts in Stollfuff Steuerberater Rechtshandbuch, Fach M, Kapitel 1 Rz. 2.
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setzung fir Private auf der Ebene des Volkerrechts. Die vorhandenen Méglich-
keiten mittelbarer Beteiligung Privater auf volkerrechtlicher Ebene werden im 5.
Teil der Arbeit gesondert behandelt, allerdings ohne einen Schwerpunkt dar-
zustellen®. Zum anderen muss untersucht werden, inwieweit das WTO-Recht
selbst materiell individualschiitzend ist und eine Berufung Privater auf das Vol-
kerrecht im innerstaatlichen Recht méglich ist. Dies hingt vélkerrechtlich davon
ab, ob auf dieser Ebene Normen existieren, die im Recht der Mitgliedstaaten un-
mittelbar angewendet werden kénnen. Auf der Ebene des mitgliedstaatlichen
Rechts hingt die Berufung auf eine volkerrechtlich gewihrte Rechtsstellung da-
von ab, ob die innerstaatliche Rechtsordnung eine unmittelbare Anwendung an-
wendungsfahiger volkerrechtlicher Normen zulisst. Hauptgegenstand der Unter-
suchung ist die Frage, ob und in welchem Umfang diese zweite Moglichkeit nach
dem derzeitigen Recht der Welthandelsorganisation besteht. Besondere Bertick-
sichtigung erfihrt dabei im 3. Teil das seit seinem Inkrafttreten im Jahre 1995 zen-
trale Recht der WTO. Der 4. Teil befasst sich gesondert mit der Durchsetzung des
WTO-Rechts im europiischen und deutschen Recht. Zuvor werden — beschrinkt
auf exemplarische Referenzbereiche ~ im 2. Teil das materielle Wirtschaftsvélker-
recht und die Moglichkeiten seiner Durchsetzung auf vélkerrechtlicher oder in-
nerstaatlicher Ebene, unabhingig vom WTO-Recht untersucht.

Fiir den Hauptuntersuchungsgegenstand der Arbeit ist also in erster Linie das
Problem der direkten oder unmittelbaren Anwendbarkeit des Wirtschaftsvélker-
rechts und insbesondere des WTO-Rechts im innerstaatlichen Recht angespro-
chen. Eine Vielzahl der Mitgliedstaaten der WTO hat Vorbehalte gegen die un-
mittelbare Anwendung des WTO-Rechts und versucht sie, mit unterschiedlichen
Mitteln zu verhindern. Manche Staaten — insbesondere die USA — haben die un-
mittelbare Anwendbarkeit gesetzlich ausgeschlossen. Der EuGH halt die unmit-
telbare Anwendbarkeit insbesondere deshalb fiir unzulissig, weil sie vom groflen
Handelspartner USA ausgeschlossen wurde. Viele Mitgliedstaaten — auch aus dem
Bereich der Europiischen Gemeinschaft - stehen der unmittelbaren Anwendung
offen gegentiber. Insbesondere wird sie dort nicht gesetzlich ausgeschlossen. Un-
mittelbar anwendbare oder zugunsten von Privaten anwendungsfihige und von
diesen durchsetzbare Normen sind von solchen zu unterscheiden, die Private
zwar begunstigen, diesen aber keine Rechtsstellung vermitteln, weil sie weder auf

volker- noch auf innerstaatlicher Ebene durchgesetzt werden konnen®.

* Vgl. dazu etwa die jiingeren eingehenden Arbeiten von Butler, Die Beteiligung von Privat-
personen am WTO-Streitbeilegungsverfahren (2002) und von Cascante, Rechtsschutz von Privat-
rechtssubjekten gegen WTO-widrige Mafinahmen in den USA und in der EG (2003).

5 Betrachtet man etwa die Frage der Subventionen fiir die Landwirtschaft, die unter der WTO
in Art. 6 und 7 des Ubereinkommens iiber die Landwirtschaft geregelt werden und die zentraler
Verhandlungsgegenstand der Ministerkonferenz im Rahmen der Doha-Runde von Canciin im
September 2003 — namentlich zwischen den entwickelten Staaten auf der einen und den Entwick-
lungslindern auf der anderen Seite — waren, so liegt es auf der Hand, dass der Umfang der Sub-
ventionen die private Landwirte auf allen Seiten der an den Verhandlungen beteiligten Staaten
fundamental betrifft. Eine Streichung der Subventionen fur europiische Landwirte etwa, wiirde
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Zur kontroversen und ungeklirten Frage der unmittelbaren Anwendbarkeit be-
reits des GATT 1947 und nun des WTO-Rechts und damit zusammenhingend
nach der Stellung des Privaten im Wirtschaftsvélkerrecht soll durch diese Unter-
suchung ein Beitrag geleistet werden. Dabei dienen die im Wirtschaftsvélkerrecht
auszumachenden Individualrechte als roter Faden im Dickicht dieser verzweigten
Rechtsordnung. Bevor mit der eigentlichen Untersuchung im 2. Teil begonnen
werden kann, sind im weiteren Verlauf des 1. Teils die Grundlagen zur Durchfiih-
rung der Untersuchung zu erarbeiten.

die um ein vielfaches giinstigeren Erzeugnisse aus siidamerikanischen Staaten auf einen Schlag
marktfiihrend machen kénnen. Die genannten Normen des Ubereinkommens sprechen jedoch
auf volkerrechtlicher Ebene nur allgemeine staatliche Verpflichtungen aus, die innerstaatlich nicht
in durchsetzbares Recht fiir Private umgegossen werden konnen und deshalb nicht unmittelbar
anwendbar sind.



2. Kapitel

Vorfragen zum volkerrechtlichen Schutz Privater

In diesem Kapitel sind generelle Fragen des volkerrechtlichen Schutzes Privater
zu kliren sowie Begriffsbestimmungen festzulegen.

A. Grundfragen des volkerrechtlichen Schutzes Privater

Mit der Frage nach der vélkerrechtlichen Rechts- und Pflichtenstellung von Ein-
zelnen und juristischen Personen ist zugleich die nach der Rechtssubjektivitit Pri-
vater im Volkerrecht angesprochen. Als vélkerrechtliche Rechtssubjektivitit be-
zeichnet man grundsitzlich die Fihigkeit, Triger von volkerrechtlichen Rechten
und Pflichten’ zu sein?.

I. Die klassischen Rechtssubjekte des Wirtschaftsvilkerrechts

Klassische Rechtssubjekte des Volkerrechts und zugleich die wichtigsten Subjekte
des Wirtschaftsvolkerrechts sind die das Volkerrecht im Wesentlichen schaffen-
den Staaten’. Sie sind nach wie vor und trotz der wachsenden Bedeutung der mit
eigener Volkerrechtssubjektivitit ausgestatteten, aber von den Staaten getragenen
Internationalen Organisationen, die Hauptakteure im volkerrechtlichen Verkehr.
Im Weltwirtschaftsrecht haben die Staaten nicht nur die Regelungsgewalt im na-
tionalen und internationalen Bereich sondern sind als Eigentiimer von Wirt-
schaftsgiitern, wie etwa Rohstoffen, auch unmittelbare Akteure im Welthandel.
Nach allgemeiner Auffassung genieflen neben Staaten auch zwischenstaatliche
internationale Organisationen* Volkerrechtssubjektivitit®. Dabei handelt es sich
um auf Dauer angelegte Vereinigungen zweier oder mehrerer Staaten, die auf-

! Die zu einer Berechtigung spiegelbildliche Frage, ob und unter welchen Umstinden Private
durch das Volkerrecht unmittelbar in die Pflicht genommen werden kénnen, soll im Rahmen die-
ser Untersuchung auflen vor bleiben. Dazu etwa Tomuschat, AVR 21 (1983), 289ff; in Graf
Vitzthum, Volkerrecht, Rz. 20f.; Verdross/Simma, Universelles Volkerrecht, §§430ff.; Dabm/
Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 109 I11 (S. 264 ff.).

2 Epping, in Ipsen, Vilkerrecht, vor § 4.

3 Zu den Wesenselementen des Staates und seinen Ausprigungen etwa Epping in Ipsen, Vol-
kerrecht, § 4 Rz. 1 ff.

* Epping, in Ipsen, Volkerrecht, § 6, Rz. 2.

% Vgl. grundlegend das ,Bernadotte“-Gutachten des IGH: IC] Rep. 1949, 174, 178 (Berna-
dotte) sowie IC] Rep. 1980, 73, 89 (Ubereinkommen WHO-Agypten).
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grund einer Einigung der Griindungsstaaten zustande gekommen sein miissen.
Damit der Internationalen Organisation Volkerrechtssubjektivitit zukommt,
muss sie mit der selbstindigen Wahrnehmung eigener Aufgaben betraut und mit
wenigstens einem handlungsfihigen Organ ausgestattet sein®. Seit die mafgeb-
lichen Impulse fiir die Entwicklung moderner Internationale Organisationen
durch den 1919 gegrindeten Volkerbund und die im Jahr 1945 als dessen Nach-
folgeorganisation gegriindeten Vereinten Nationen ausgingen, pragen Internatio-
nale Organisationen weite Teile des Volkerrechts” und Wirtschaftsvolkerrechts®.
Insbesondere auch im internationalen Wirtschaftsverkehr kommt Internationalen
Organisationen eine Schliisselrolle zu, weil thnen in der Praxis die Regelung wirt-
schaftsrechtlich relevanter Sachverhalte obliegt. Sie sind zudem wichtige Foren
firr die zwischenstaatliche Koordination, nehmen bisweilen auch quasi unterneh-
merisch am Marktgeschehen teil” und bestimmen den Fortgang des internationa-
len Wirtschaftsrechts in den verschiedensten Bereichen!®. Eine zentrale, beson-
ders bedeutende und weitreichende Rolle nimmt heute die Welthandelsorganisati-
on (Word Trade Organization, WTO)'' ein, die dem Welthandelsrecht als
Nachfolgerin des GATT 1947 seit dem 1.1.1995 seinen institutionellen Rahmen
verleiht. Der Abschluss des WTO-Abkommens ist das Resultat der sog. ,,Uru-
guay-Runde“, mit deren Beendigung am 15.4.1994 in Marrakesch eine neue Ord-
nung des Welthandels entstand'?. Daneben kennt das Internationale Wirtschafts-

¢ Dazu Epping, in Ipsen, Volkerrecht, § 4, Rz. 3 ff.

7 Dazu Seidl-Hohenveldern/Loibl, Rz. 2101 ff.

8 Dazu Seidl-Hohenveldern/Loibl, Rz. 2900 ff.

9 Rensmann, AVR 37 (1998), 305 ff.

19 So wird etwa der internationale Kapital- und Zahlungsverkehr durch den Internationalen
Wihrungsfond (International Monetary Fund, IMF BGBI. 1978 11, S. 13) gepragt. In enger Zu-
sammenarbeit mit dem IMF arbeitet die Weltbank oder priziser die Internationale Bank fiir Wie-
deraufbau und Entwicklung (International Bank for Reconstruction and Development, IBRD
BGBI. 195211, S. 664, in der Fassung des BGBL. 1965 11, S. 1089), zu deren Gruppe noch vier wei-
tere Internationale Organisationen zihlen. Es handelt sich dabei um die Internationale Entwick-
lungsorganisation (International Development Association, IDA) BGBI. 1960 II, S.2138 und
2363, die Internationale Finanz-Cooperation (International Finance Corporation, IFC) BGBL
1962 11, 820, 1965 11, 1156, 1065 II, S. 1089, die Multilateral Investment Guarantee Agency (MI-
GA) und das International Centre for Settlement of Investment Disputes (ICSID). BGBL. 1969
1L, S. 369. Dazu Seidl-Hobenveldern/Loibl, Rz. 2401.

"1 BGBL 1994 11, S. 1625; ABL. 1994 L 336/3, in Kraft getreten am 1.1.1995.

12 Vgl. zur Verhandlungsgeschichte der Uruguay-Runde den kurzen Uberblick bei Krenzler,
in Prief8/Berrisch, WTO-Handbuch, A. I, Rz. 20ff.; Senti, WTO (2000), Rz. 164 ff. und sehr ein-
gehend passim, Stewart, The GATT WTO-Round, A Negotiating History, Volume I - IV. Zur
Zusammenfassung der sieben vorangegangenen Verhandlungsrunden Senti, WTO (2000),
Rz. 106 ff. Als weitere fiir den internationalen Handel bedeutsame autonome Sonderorganisatio-
nen (vgl. die Zusammenstellung der Sonderorganisationen der UNO bei Seidl-Hobenveldern/
Loibl, Rz. 813), die neben der WTQO, koordiniert durch den Wirtschafts- und Sozialrat der Ver-
einten Nationen (Economic and Soctal Council, ECOSOC), nach Art. 7 Abs. 1, 61 ff. UN-Charta
zusammenarbeiten, seien etwa die fiir das internationale Arbeitsrecht zustindige Internationale
Arbeits-Organisation (International Labour Organization, ILO, BGBI. 1957 11, S. 317 i.d.F des
BGBI. 1964 11, S. 100 und 1975 11, S. 2206.), die Internationale Fernmelde-Union (International
Telecommunication Union, ITU, BGBI. 1977 I, S.339), der Weltpostverein (Universal Postal
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recht regional begrenzte organisierte Zusammenschliisse'”, zu denen auch die Eu-
ropiischen Gemeinschaften zihlen'*.

Ansitze zur Schaffung einer gemeinsamen Welthandelsordnung in 20. Jahrhundert finden
sich in den USA der dreiffiger Jahre'®. Im Jahr 1934 wurde in den USA der sog. ,,Reciprocal
Trade Agreements Act® erlassen. Dieses Handelsgesetz diente der Bekimpfung der Rezessi-
on und verfolgte die Ziele, Handelsschranken im In- und Ausland abzubauen, Nichtdiskri-
minierung zwischen den internationalen Handelspartnern (Meistbegiinstigung) und Rezi-
prozitit in den Verhandlungen herbeizufiihren'®. Nach dem Ende des 2. Weltkrieges be-
schloss der Wirtschafts- und Sozialrat der UNO (ECOSOC) im Februar 1946 den
Grundstein fiir die Schaffung einer Internationalen Handelsorganisation (International Tra-
de Organization, ITO) zu legen. Diese sollte in Erginzung des Internationalen Wihrungs-
fonds und der Weltbank als Organisation zur Festlegung der internationalen Ordnung des
Handels und der Beschiftigung geschaffen werden'”. Als Ergebnis dieser Verhandlungen
wurde 1948 die sog. ,Havanna Charta® verabschiedet. Sie stellte das Griindungsstatut der
ITO dar und enthielt materielle Regelungen auf den Gebieten des Handels, des Wett-
bewerbs, der Entwicklungspolitik und des Arbeitsmarktes sowie organisatorische Vor-
schriften. Allerdings trat die ,Havanna Charta“ aufgrund massiven Widerstandes aus dem

Union, UPU, BGBI. 1981 II, S. 674), die Weltorganisation fiir geistiges Eigentum (Word Intel-
lectual Property Organization, WIPO, BGBI. 1970 II, 293), der Internationale Fonds fiir land-
wirtschaftliche Entwicklung (International Fund for Agricultural Development, IFAD, BGBL
197811, S. 1405) und die Organisation der Vereinten Nationen firr industrielle Entwicklung (Uni-
ted Nations Industrial Development Organization, UNIDO, BGBI. 1985 II, S. 1215) genannt.
Bedeutung fiir das Wirtschaftsvélkerrecht haben auch die UNCTAD (United Nations Confe-
rence on Trade and Development) - eine organisatorische Untergliederung der UN-Generalver-
sammlung — in deren Rahmen Konferenzen zum Welthandel abgehalten werden (dazu Seid!-
Hobenveldern/Loibl, Rz.3003) und die Kommission zur Abstimmung und Angleichung im Be-
reich handelsrechtlicher Beziehungen (UNICITRAL, United Nations Commission on
International Trade Law), die sich mit der Kodifikation des Internationalen Handels befasst (dazu
Seidl-Hobenveldern/Loibl, Rz. 2114.).

13 Dazu insgesamt Seid/-Hohenveldern/Loibl, Rz. 2201 {f. Hierzu zihlen etwa die Organizati-
on for Economic Cooperation and Development (OECD), dazu Seid/-Hobenveldern/Loibl,
Rz. 3004 {. Thr gehéren die wichtigsten vierundzwanzig Industrienationen an. Weitere Beispiele
sind die European Free Trade Association (EFTA), dazu Seidl-Hobenveldern/Loibl, Rz.3117,
deren Bedeutung aber wegen der besonderen Stellung der Europiischen Gemeinschaften schwin-
det, die Lateinamerikanische Integrationsvereinigung (ALADI) und das North American Free
Trade Agreement (NAFTA).

14 Sie stellen einen besonderen Typus dar, fiir den sich die Bezeichnung Supranationale Orga-
nisation eingebiirgert hat. Hier hat eine weitreichende Ubertragung von nationalen Hoheitsrech-
ten einschliefllich ,,Gesetzgebungskompetenzen® auf die Internationale Organisation stattgefun-
den. Diese Organisation besitzt bekanntermafien eine eigene Gerichtsbarkeit sowie teilweise von
den Staaten unabhingige Organe und Finanzautonomie. Zudem gilt hier das Mehrheitsprinzip.
Eine Besonderheit ist auch, dass in den Mitgliedstaaten neben dem nationalen Recht jeweils auch
gleiches und gleichermaflen verbindliches Gemeinschaftsrecht gilt. Streinz, Europarecht,
Rz. 115 f. Grundlegend zur vélkerrechtlichen Einordnung passim: Meng, Das Recht internatio-
naler Organisationen - eine Entwicklungsstufe des Vélkerrechts (1979). Zur Entwicklung der
Europiischen Gemeinschaften Seidl- Hobhenveldern/Loibl, Rz. 222 {f.

15> Zu noch fritheren Ansitzen kurz Tietje, Einfithrung zum Beck-Text im dtv zur WTO, S.
IX, dazu auch Herrmann, ZEuS 2001, S. 456 ff. und eingehend zur Wirtschaftsgeschichte und zu
den Anfingen der Internationalen Wirtschaft: Jay, S. 279 ff.

16 Senti, WTO (2001),S. 8.

17 Dazu Senti, WTO (2000), Rz. 26.
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Kongress der USA nie in Kraft'® und somit scheiterte auch die Griindung ITO'. Da sich de-
ren Errichtung nicht verwirklichen lie, aber gleichwohl Bedarf fiir ein Instrument zum Ab-
bau von tarifiren und nichttarifiren Handelshemmnissen in der Weltwirtschaft bestand, ent-
schied man sich im Jahr 1946 dazu, zunichst ein Allgemeines Zoll und Handelsabkommen
(General Agreement on Tariffs and Trade, GATT) zu vereinbaren. Dieses am 30.10.1947 von
23 Staaten unterzeichnete Abkommen trat fiir acht der Unterzeichnerstaaten bereits am
1.1.1948 in Kraft.”® Das GATT sollte nach Errichtung der ITO in diese integriert werden.
Samtliche Vorschriften des sog. GATT 1947 waren auch in der ,Havanna Charta“ enthalten.
Das GATT war also zunichst als Ubergangsregelung bis zur Einigung in den anderen Berei-
chen vorgesehen. Im Laufe seiner tiber vierzigjihrigen Geltung entwickelte das Provisorium
aber eine feste Organisationsstruktur und war praktisch zu einer Internationalen Organisa-
tion geworden. Die Bundesrepublik Deutschland ist dem GATT im Jahre 1951 im Rahmen
der Dritten Handelsrunde in Torquay beigetreten. Die Europiische Gemeinschaft ist dem
GATT nie formlich beigetreten. Sie wurde aber wegen ihrer handelspolitischen Kompeten-
zen wie ein Mitglied behandelt. Dem neu geschaffenen institutionellen System der WTO
und dem Abkommen iiber die WTO ist die Europaische Gemeinschaft neben den Mitglied-
staaten férmlich beigetreten.”!

Nach dem Scheitern der ITO erfolgte die weitere Ausgestaltung des GATT 1947 in sog.
Handelsrunden. Die erste Runde fand 1947 in Genf statt. Zur zweiten Runde trafen sich die
Vertragsstaaten 1949 in Annecy. Die dritte Runde in Torquay fand in den Jahren 1950/51,
die vierte 1955/56 in Genf und die fiinfte, sog. Dillon-Runde ebenfalls in Genf 1961/62 wur-
de als Folge der Grindung der EWG durchgefihrt. Die sechste Runde (1964 - 67 in Genf,
Kennedy-Runde) fand auf Vorschlag der USA als Reaktion auf die positive Entwicklung
der EWG statt. Die als Tokio-Runde bezeichnete siebte Runde trat von 1973 -79 in Genf
zusammen. Hier wurden u. a. weitere Handelsabkommen fiir Getreide, Milchprodukte und
Rindfleisch sowie Zusatzabkommen zum GATT iiber Dumping, Subventionen und &ffent-
liches Beschaffungswesen verhandelt. Im Wesentlichen ging es in den ersten sieben Runden
um die Reduzierung von Zoéllen, was mit einer Senkung von ca. 20 % gelang. In der Folge-
zeit trat das Bediirfnis in den Vordergrund, die Liberalisierung und Ordnung des Welthan-
dels neu zu ordnen und zu erweitern. Zugleich war der Abbau nichttarifarer Handels-
hemmnissen und die Vertiefung, Erweiterung und Revision von Bestimmungen des GATT
in den verschiedensten Bereichen ein zunehmend wichtiges Anliegen geworden. Der Ver-
folgung u. a. dieser Ziele diente die achte Runde von 1986-93 in Genf, die als ,,Uruguay-
Runde® in die Geschichte eingegangen ist und mit deren Abschluss in Marrakesch am
15.4.1994 eine neue Ordnung des Welthandels entstand. Diese ist durch die Griindung der
Welthandelsorganisation (WTO) durch den Abschluss des WTO-Abkommens? gekenn-
zeichnet. In diesem Rahmen wurde ein reformiertes ,, GATT 1994 vereinbart, das aus dem
LGATT 1947“ mit dessen zwischenzeitlich entstandenen Anderungen und Erginzungen
besteht. Es wurden u.a. Vereinbarungen zu einzelnen Bestimmungen und das Protokoll
von Marrakesch zum GATT (Art. 1 GATT 1994) modifiziert. Das GATT wurde auf den
grenziiberschreitenden Dienstleistungsverkehr (General Agreement on Trade in Services,
GATS) und den Schutz von Rechten am geistigen Eigentum (Trade-Related Aspects of In-
tellectual Property Rigths, TRIPS) ausgedehnt. Zugleich wurde in dieser Runde das WTO-
Streitbeilegungsabkommen (Vereinbarung tiber Verfahren zur Regelung der Streitigkeiten,

Herdegen, Internationales Wirtschaftsrecht, § 7 Rz. 1.

19 Zu den Griinden, Senti, WTO (2000), Rz. 42 ff.

2 Einzelheiten hierzu bei Senti, WTO (2000), Rz. 63 f.

Vgl. dazu Herdegen, Internationales Wirtschaftsrecht, § 7 Rz. 4.

22 BGBI. 1994 11, S. 1625; ABL. 1994 L 336/3, in Kraft getreten am 1.1.1995.
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handlung nach GATS 247

— Ausnahmen vom Grundsatz der Inlin-
derbehandlung im GATS 248

~ Unmittelbare Anwendbarkeit des
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— Unmittelbare Anwendbarkeit von
Art. IX GATT 201

— Ursprungsregeln, Ubereinkommen
uber 201,475
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mittelbar anwendbarer Vorschriften 302

- Anspriiche im Verhaltnis unter
Privaten 302
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- Anspriiche aus indirekt formulierten
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GATT, Reziprozitat im GATT 1994 164,
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wendbarkeit durch den EuGH auf zwei
Stufen 359

— Gesamtcharakter von Abkommen und
Einzelbestimmung auf der ersten
Stufe 359

— Vollzugsfihigkeit der Einzelbestimmung
auf der zweiten Stufe 360

Geltung volkerrechtlicher Vertrige 25

Geographische Angaben, Schutz nach
TRIPS 283, 491

— Inkorporierte Vorschriften iiber geogra-
phische Angaben der PVU 283

— Inhalt des 3. Abschnitts des TRIPS 284

— Unmittelbar anwendbare Vorschriften
des 3. Abschnitts 284

Gesundheitspolizeiliche und pflanzen-
schutzrechtliche Mafinahmen (SPS),
Ubereinkommen iiber 207 f., 476

— Inhalt des SPS 207

— Bedeutung des SPS fiir die Rechtstellung
Privater 208

Gewerbliche Muster und Modelle, Schutz
nach TRIPS 285, 491

— Inkorporierte Vorschriften tiber gewerb-
liche Muster und Modelle der PVU 285

— Vorschriften des TRIPS (Paris-plus) 285

GPA — Beschaffungswesen, Ubereinkom-
men tber das 6ffentliche (GPA)

Grenzmafinahmen, TRIPS 295

— Inhalt der Grenzmafinahmen 295

— Unmittelbare Anwendbarkeit der
Grenzmafinahmen 296

Grenziiberschreitender Personenver-
kehr 257 ff.

— Inhalt der Anlage zum grenziberschrei-
tenden Personennahverkehr 257

— Bedeutung von Abs. 3 S. 2 der Anlage
des GATS zum grenziiberschreitenden —
Personennahverkehr fiir die Rechtsstel-
lung Privater 258

Grundrechte = Charta der Grundrechte
der europiischen Union

GTA — Hersteller von Tontrigern gegen
die unerlaubte Vervielfaltigung ihrer
Tontriger, Ubereinkommen zum Schutz
(Genfer Tontrigerabkommen)

Handels- und Wettbewerbsverzerrungen,
Schutz gegen nach GATT, 213ff., 477 ff.

Hermes 374

Hersteller von Tontragern gegen die uner-
laubte Vervielfiltigung ihrer Tontriger,
Ubereinkommen zum Schutz (Genfer
Tontragerabkommen, GTA) 130

— Inhaltdes GTA 130
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— Unmittelbare Anwendbarkeit des
GTA 130

Hot-rolled Lead, United States — Impositi-
on of Countervailing Duties on Certain
Hot-rolled Lead and Bismuth Carbon
Steel Products Originating in the United
Kingdom (WT/DS 138) 432

Humanitires Volkerrecht 107 ff.

ICSID — Konvention iiber das Internatio-
nal Centre for Settlement of Investment
Disputes

ILO (Allgemeine Abkommen mit indivi-
dualschiitzendem Gehalt aus dem
Geltungsbereich) 111

— Materielle Rechte 111

- Durchsetzung und Verfahren 113

— Bedeutung der ILO-Vertrige fiir die
Rechtsstellung Privater 113

Indirekte volkerrechtliche Berechtigung
Privater 48 ff.

Informationen, Schutz nicht offenbarter
durch TRIPS 289, 494

Inlanderbehandlung im GATS (Art. XVII
GATS) 247, 482

- Keine grundsitzliche Inlindergleichbe-
handlung nach GATS 247

— Ausnahmen vom Grundsatz der Inlin-
derbehandlung im GATS 248

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
Grundsatzes der Inlinderbehandlung
nach GATS 248

Inlinderbehandlung im GATT, Bedeutung
fir die Rechusstellung Privater 184

Inlanderbehandlung im TRIPS 265

— Inhalt der Inlinderbehandlung 265

- Ausnahmen vom Grundsatz der Inlin-
derbehandlung im TRIPS 265

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
Grundsatzes der Inlinderbehandlung
nach TRIPS 266

Innerstaatliche Regelung nach Art. VI
GATS 249, 483

— Inhalt von Art. VI GATS 249

— Unmittelbare Anwendbarkeit von Vor-
gaben fiir die innerstaatliche Regelun-
gen 250

International Fruit 362

Internationaler Pakt tber birgerliche und
politische Rechte (IPBPR) 114

— Materielle Rechte 114

- Rechtsdurchsetzung 114

- Bedeutung des IPBPR fiir die Rechtsstel-
lung Privater 115

Internationaler Pakt iiber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte
(IPWSKR) 115

- Grundpflichten und geschiitzte Men-
schenrechte 115

- Rechtsdurchsetzung 116

— Bedeutung des IPWSKR fiir die Rechts-
stellung Privater 116

Internationales Wirtschaftsrecht, Unmittel-
bare Anwendbarkeit von Vorschriften
des Internationalen Wirtschaftsrechts
nach der Rechtsprechung des EuGH,
Systematischer Uberblick 361 ff.

- Rechtsprechung zum GATT 1947 361 1f.

— International Fruit 362

— Schliiter 362

— Deutschland/Rat 364

— Rechtsprechung zu anderen Gemein-
schaftsabkommen bis zum Abschluss
des WTO-Abkommens 366 ff.

— Bresciani 366

— Pabst 367

- Polydor 368

— Kupferberg 368

— Demirel und Sevince 370

- Kaziber 371

- Chiquita Italia 371

— Rechtsprechung des EuGH nach Ab-
schluss des WTO-Abkommens 372 ff.

— T-Port 373

Affish 373

— Hermes 374

— Portugal/Rat 375

— Dior und Assco 378

~ Niederlande/Parlament und Rat 381

— OGT Fruchthandelsgesellschaft und
Omega Air 383

Investitionsschutzrecht 84 ff.,465 ff.

Investitionsschutzrecht, Schutz Privater im
Investitionsschutzrecht 87 ff.

— State Contracts 88 ff.

— Inhalt und Rechtswirkungen von State
Contracts 88

t
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— Rechtsdurchsetzung bei State Con-
tracts 88

— Investitionsschutzvertrige 90

— Inhalt und Rechtswirkungen von Investi-
tionsschutzvertrigen 90f.

— Rechtsdurchsetzung bei Investitions-
schutzvertrigen 92

Investitionsschutzvertrige 90

— Inhalt und Rechtswirkungen von Investi-
tionsschutzvertrigen 90f.

- Rechtsdurchsetzung bei Investitions-
schutzvertrigen 92

IPBPR — Internationaler Pakt iiber biirger-
liche und politische Rechte

IPIC-Vertrag, Vertrag liber den Schutz des
geistigen Eigentums in Hinblick auf inte-
grierte Schaltkreise und Layout-Designs
(Topographien), und Art. 35 TRIPS

IPWSKR — Internationaler Pakt iiber wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte

Japan
— Praxis zur unmittelbaren Anwendbarkeit

des WTO-Rechts 151

Kanada

— Praxis zur unmittelbaren Anwendbarkeit
des WTO-Rechts 151

Kartellrechtskodex 104f.

Kategorisierung der volkerrechtlichen Be-
rechtigung Privater 19, 460

— Direkte oder echte vélkerrechtliche Be-
rechtigung von Privaten 20

— Unechte volkerrechtliche Berechtigung
von Privaten 20

— Volkerrechtliche Vertrage im Interesse
aber grundsitzlich ohne Berechtigung
privater Dritter 22

Kompetenzverteilung durch den Europii-
schen Verfassungsvertrag 402

— Modifikation der Kompetenzvertei-
lung 402

Kompetenzverteilung zwischen den Euro-
paischen Gemeinschaften und den Mit-
gliedstaaten bei der Anwendung der
WTO-Ubereinkommen 392 ff., 503 ff.

Konsularrecht 80{f., 465

Konsularrecht, Private, Schutz im Kon-
sularrecht 80ff.

— Fall La Grand 80ff.

Kontrollen vor dem Versand, Ubereinkom-
men tiber 196 ff.

— Inhalt des Ubereinkommens iiber Kon-
trollen vor dem Versand 197

— Rechte Privater Ausfiithrer 197

- Materielle Regeln in Art. 2 des Uberein-
kommens iiber Kontrollen vor dem Ver-
sand 198

— Beschwerdeverfahren in Art. 2 Abs. 21
des Ubereinkommens iiber Kontrollen
vor dem Versand 199

- Unmittelbare Anwendbarkeit des Uber-
einkommens liber Kontrollen vor dem
Versand 199

Konvention iiber das International Centre
for Settlement of Investment Disputes
(ICSID) 93

— Inhalt des ICSID-Ubereinkommens 94

- Bedeutung des ICSID-Ubereinkommens
fiir die Rechtsstellung Privater 95

Konzessionslisten zum GATS 259

— Gegenstand der Konzessionslisten 259

- Bedeutung der Konzessionslisten fiir die
Rechtsstellung Privater 261

Kupferberg 368

Kziber 371

Landwirtschaft, Ubereinkommen
iiber 208£., 476

— Inhalt des Ubereinkommens iiber die
Landwirtschaft 208

— Bedeutung des Ubereinkommens iiber
die Landwirtschaft fiir die Rechtsstellung
Privater 208

Layout Designs (Topographien) integrier-
ter Schaltkreise, Schutz nach TRIPS 288,
493

— Inkorporierte Vorschriften des IPIC-Ab-
kommens 288

-, Washington-plus® 288

Layout-Designs (Topographien), IPIC-
Vertrag, Vertrag iiber den Schutz des
geistigen Eigentums in Hinblick auf inte-
grierte Schaltkreise und Layout-Designs
(Topographien), und Art. 35 TRIPS

Leitprinzipien des GATT 161{f.

Liberalisierung, Fortschreitende (Art. XIX
GATS) 254, 485
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— Inhalt der Vorschrift iiber die fortschrei-
tende Liberalisierung 254

— Unmittelbare Anwendbarkeit der Vor-
schrift iiber die fortschreitende Liberali-
sierung 254

Lufttransport 257

Madrider Markenabkommen tiber die in-
ternationale Registrierung von Marken
(MMA) und damit in Zusammenhang
stehende Abkommen 131

- Inhalt des MMA 132

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
MMA 133

MALI — Multilateral Agreement on Invest-
ment

Marken, Schutz nach TRIPS 282, 490

— Inkorporierte markenrechtliche Vor-
schriften der PVU 282

— Rechtsprechung 282

Marktzugang (Art. XVI GATS) 253

— Inhalt der Marktzugangsregelung 253

- Unmittelbare Anwendbarkeit des Ver-
botstatbestandes des Art. XVI Abs. 2
GATS 253

Mechanismus zur Uberpriifung der Han-
delspolitik (TPRM) 343

— Ziele und Inhalte des TPRM 343

— Bedeutung des TPRM fiir die Stellung
Privater 343

Mediatisierung 13

Meistbegiinstigung im GATS
(Art. I1) 242 ff., 480 ff.

- Allgemeine Verpflichtung zur Meist-
begiinstigung nach Art. IT Abs. 1 GATS

— Inhalt der allgemeinen Verpflichtung zur
Meistbegiinstigung nach Art. IT Abs. 1
GATS 243

— Unmittelbare Anwendbarkeit der all-
gemeinen Verpflichtung zur Meist-
begiinstigung nach Art. IT Abs. 1
GATS 243,481

— Ausnahmen vom Grundsatz der Meist-
begiinstigung im GATS 244

- Spezifische Ausnahmen von der Meist-
begiinstigungspflicht 244

— Spezifische Ausnahmeregelung nach
Art. IT Abs. 2 GATS 1. V.m. der Anlage

zum GATS zu Ausnahmen von Art. II
GATS 244

— Inhalt der spezifischen Ausnahmerege-
lung nach Art. IT Abs. 2 GATS 1. V.m.
der — Anlage zum GATS zu Ausnahmen
von Art. IT GATS 244

- Auswirkungen auf die Rechtsstellung
Privater 245

- Meistbegiinstigungsverpflichtung im
GATS, unmittelbare Anwendbarkeit in
thren weiteren Auspriagungen 246

— Unmittelbar anwendbare Meistbegiins-
tigungsvorschriften im GATS 246

- Nicht unmittelbar anwendbare Meist-
begunstigungsvorschriften im
GATS 246,482

— Meistbegiinstigungsverpflichtung, spezi-
fische Ausnahmen nach GATS 245

Meistbegiinstigung im GATT 162, 472

— Meistbegilinstigungsprinzip im GATT
1994 162

— Spezielle und allgemeine Ausnahmen
vom Meistbegiinstigungsprinzip 163

Meistbeglinstigung im TRIPS 263, 487

- Inhalt der Meistbegiinstigung nach
TRIPS 263

— Ausnahmen vom Grundsatz der Meist-
begiinstigung im TRIPS 263

— Unmittelbare Anwendbarkeit der Meist-
begiinstigungsverpflichtung nach
TRIPS 264

Mercosur und Andengemeinschaft 101

MIGA - Multilaterale-Investitions-
Garantie-Agentur (MIGA)

Milcherzeugnisse, Ubereinkommen
iber 309, 497

Mittelbare Anwendbarkeit des WTO-
Rechts im Gemeinschafisrecht 385 ff.,
502

- Fediol/Kommission 385

~ Nakajima und Petrotub und Repubblica/
Rat 386

Mittelbare Beteiligung Privater am WTO-
Recht nach dem Recht der USA 440, 507

— Offizialverfahren 441

- Antragsverfahren 441

Mittelbare Beteiligung Privater nach euro-
paischem Recht 442, 507
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- Neues Handelspolitisches Instru-
ment 442

~ Trade Barriers Regulation (TBR) 443

— Ziele und Anwendungsbereich der
TBR 443

— Antragstellung im Namen eines Wirt-
schaftszweiges der Gemeinschaft und
durch einen Mitgliedstaat 444

— Antragstellung im Namen von Unter-
nehmen der Gemeinschaft 444

— Materielle Voraussetzungen des Eingrei-
fens der Gemeinschaft 445

— Verfahren nach der TBR 445

- Rechtsschutz fiir Private nach der
TBR 446

~ Prozessuale Prifung 447

— Materielle Prifung 448

Mittelbarere Beteiligung Privater nach dem
Recht der WTO 4241f., 507

— Mittelbare Beteiligung von Privaten nach
WTO-Recht 424 {f.

— Verfahrensbevollmachtigung und Unter-
stlitzung von Staaten durch Individu-
en 424 ff.

- Anwaltliche Vertretung der Streitpartei-
enim DSU-Verfahren 425 ff.

— Unterstiitzung der Streitparteien durch
private Dritte 427

MMA - Madrider Markenabkommen iiber
die internationale Registrierung von
Marken (MMA)

Monopole (Art. VIII GATS) 252,483

Multilateral Agreement on Investment
(MAI) 102

Multilaterale-Investitions-Garantie- Agent-
ur (MIGA) 101 ff.

— Aufgaben der Multilateralen-Investiti-
ons-Garantie-Agentur (MIGA) 101

— Rechtsdurchsetzung 102

— Auswirkung der Multilateralen-Investiti-
ons-Garantie-Agentur (MIGA) auf die
Rechtsstellung Privater 102

NAFTA (Kapitel 11) 98

— Materielle Regelungen 99

- Rechtsdurchsetzung 99

— Bedeutung des Verfahrens nach Kapitel
11 NAFTA fiir die Rechtsstellung Pri-
vater 100

NAFTA, Antidumping- und Antisubventi-
onsrecht nach Kapitel 199 NAFTA 137

— Verfahren nach Art. 1904 und 1903
NAFTA 139

- Bedeutung des Verfahrens nach Art. 1904
NAFTA fiir die Rechtsstellung Pri-
vater 140

Nakajima 386

Neues Handelspolitisches Instrument 442

NHI — Neues Handelspolitisches Instru-
ment

Nichtigkeitsklage 390

Nichttarifire Handelshemmnisse 204 ff.

— Ubereinkommen tiber technische Han-
delshemmnisse (TBT) 205,475

— Inhalt des TBT 205

~ Rechtsstellung Privater nach TBT 206

Nichttarifire Handelshemmnisse 204 ff.

— Ubereinkommen iiber technische Han-
delshemmnisse (TBT) 205, 475

— Inhalt des TBT 205

— Rechtsstellung Privater nach TBT 206

Nichttarifire Handelshemmnisse nach
GATT 1671f.

— Ausprigungen nicht-tarifirer Handels-
hemmnisse im GATT 167 ff.

~ Verbot der Kontingentierung 167

— Gebot der Tarifierung 167

— Technische Handelshemmnisse 168

Niederlande/Parlament und Rat 381

Nizza, Abkommen von Nizza iiber die in-
ternationale Klassifikation von Waren
und Dienstleistungen fiir die Eintragung
von Marken (NKA) 131

— Inhalt des NKA 131

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
NKA 131

Nizza, Vertrag von Nizza 401

NKA — Abkommen von Nizza tiber die
internationale Klassifikation von Waren
und Dienstletstungen fiir die Eintragung
von Marken

OECD-Guidelines 103
Offentliche Beschaffung 174

OGT Fruchthandelsgesellschaft 383
Omega Air 383
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Pabst 366

Pariser Verbandsiibereinkunft zum Schutz
des gewerblichen Eigentums und Art. 2
Abs. 1 TRIPS 271

Parteiwille, 1551f., 470

— Bedeutung des Parteiwillens wihrend

der Verhandlungen in der Uruguay-Run-

de und nach deren Abschluss 155 ff.
Partielle Volkerrechtssubjektivitit Privater

durch Zuweisung eigener Rechte 13
Patente, Schutz nach TRIPS 286 ff., 492

— Inkorporierte patentrechtliche Vorschrif-

ten der PVU 286

— Patentrechtliche Vorschriften der
PVU 286

— Rechtsprechung 287

Petitionsrechte 108

— Art. 62 UN-Chartai. V.m. Resolution
1503 des ECOSOC 108

— Art. 87 b) UN-Charta 109

— Resolution Nr. 1514 (XV) 109

— Auswirkungen der Petitionsrechte auf
die Rechtsstellung Privater 110

Petrotub 387

Plus-Ansatz im TRIPS, Regelungssystema-
tik und ,,Plus-Ansatz“ 270

Polydor 367

Portugal/Rat 375

Private als Subjekte des Wirtschaftsvolker-
rechts 11, 460

— Private als abgeleitete Vélkerrechtssub-
jekte 11

— Formen der volkerrechtlichen Rechts-
subjektivitit Privater 11

Private Subjekte des Wirtschaftsvolker-
rechts im Einzelnen 15

— Privater 15

— Juristische Personen des Privatrechts 15

— Transnationale Unternehmen 15

~ Staatsunternehmen 17

— Internationale nichtstaatliche Organisa-
tionen 17

Private, Mittelbare Beteiligung Privater am
WTO-Recht nach dem Recht der
USA 440, 507

— Offizialverfahren 441

- Antragsverfahren 441

Private, Mittelbare Beteiligung Privater
nach europiischem Recht 442,507

~ Neues Handelspolitisches Instru-
ment 442

— Trade Barriers Regulation 443

- Ziele und Anwendungsbereich der
TBR 443

— Antragstellung im Namen eines Wirt-
schaftszweiges der Gemeinschaft und
durch einen Mitgliedstaat 444

- Antragstellung im Namen von Unter-
nehmen der Gemeinschaft 444

— Materielle Voraussetzungen des Eingrei-
fens der Gemeinschaft 445

— Verfahren nach der TBR 445

— Rechtsschutz fiir Private nach der
TBR 446

— Prozessuale Prifung 447

— Materielle Prifung 448

Private, Mittelbarere Beteiligung Privater
nach dem Recht der WTO 424 ff. 507

— Mittelbare Beteiligung von Privaten nach
WTO-Recht 424 ff.

- Verfahrensbevollmichtigung und Unter-
stitzung von Staaten durch Individu-
en 424ff.

- Anwaltliche Vertretung der Streitpartei-
en im DSU-Verfahren 425 ff.

— Unterstitzung der Streitparteien durch
private Dritte 427

Private, Rechtssubjektivitat im Volker-
recht 460

Private, Schutz im Investitionsschutz-
recht 87ff.

— State Contracts 88ff.

- Inhalt und Rechtswirkungen von State
Contracts 88

- Rechtsdurchsetzung bei State Con-
tracts 88

— Investitionsschutzvertrige 90

— Inhalt und Rechtswirkungen von Investi-
tionsschutzvertrigen 90f.

— Rechtsdurchsetzung bei Investitions-
schutzvertrigen 92

Private, Schutz im Konsularrecht 80ff.

— Fall La Grand 80ff.

Privatschutz volkerrechtlicher Nor-
men 48 ff.

— Privatschutz als grundsitzliche Voraus-
setzung der unmittelbaren Anwendbar-
keit 48
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— Privatschutz nach dem Schlussantrag von
Generalanwalt Alber in Fall Biret/
Rat 491.

— Privatschutz nach der Rechtsprechung
des Panels zu US-Sections
301-310 50ff.

— Privatschutz nach Praambeln von Ab-
kommen unter der WTO 58{.

PVU — Pariser Verbandsiibereinkunft zum
Schutz des gewerblichen Eigentums

RA - Rom-Abkommen (RA) iiber den
Schutz der ausiibenden Kiinstler, der
Hersteller von Tontragern und Sende-
unternehmen

Repubblica/Rat 388

Reziprozitit im allgemeinen Volker-
recht 312

Reziprozitit im GATS 317

Reziprozitit im GATT 1994 164,315

— Praambel 316

— Verhandlungen 316

- Rechtsdurchsetzung 316

— Sanktionen 316

Reziprozitit im GATT 1994 im Hinblick
auf die Durchfiihrung des Abkom-
mens 320ff.

- Priambel 320

- Bedeutung von Art. I Abs. 2 WTO-U
fiir die Bedeutung des Grundsatzes der
Reziprozitit im GATT 1994 321

— Bedeutung der Reziprozitit im GATS im
Hinblick auf die Durchfihrung des Ab-
kommens 322

Reziprozitit im Recht der WTO 315 ff.

- Ausprigungen der Reziprozitit im Recht
der WTO 315

— Bedeutung der Reziprozitit im WTO-
Ubereinkommen 315

Reziprozitit im TRIPS im Hinblick auf die
Durchfithrung des Abkommens 322

— Allgemeine Fragen der Reziprozitit bei
der Durchfithrung des TRIPS 322

- Bedeutung von Art. IT Abs. 2
WTO-U 323

Reziprozitit im Wirtschaftsvolker-
recht 313 ff., 498f.

— Bedeutung der Reziprozitit fiir die
Rechtsstellung Privater im Wirtschafts-
volkerrecht 313

- Generelle Bedeutung des Gegenseitig-
keitsgrundsatzes bei Vertragsverhand-
lungen 314

— Abgeschwichte Bedeutung des Gegen-
seitigkeitsgrundsatzes unter Beriicksich-
tigung der Liberalisierung des internatio-
nalen Handels 314

— Bedeutung der Reziprozitit fiir die un-
mittelbare Anwendbarkeit des Rechts
der WTO 315

Reziprozitit im WTO-Ubereinkommen
im Hinblick auf die Durchfihrung des
Abkommens 319

- Erwiahnung in der Praambel 319

— Erstreckung der Reziprozitit auf das ge-
samte WTO-Recht durch Art. II Abs. 2
WTO-U 320 :

Reziprozitit, Asymmetrische Umsetzung
als Verstofl gegen den Grundsatz der Re-
ziprozitit 324

- Verstof} gegen den Grundsatz der Ge-
genseitigkeit bei Nichterfiillung durch
Nichtumsetzung 325

— Kein Verstof} gegen den Grundsatz der
Gegenseitigkeit bei asymmetrischer Um-
setzung 325

- Reziprozitit und Portugal/Rat Entschei-
dung des EuGH 325

Reziprozitit, Beruhen der WTO-Abkom-
men auf 317

— Reziprozitit bei der Entstehung eines
Abkommens 318

- Reziprozitit bei der Durchfiihrung eines
Abkommens 318

- Differenzierende Betrachtung fur WTO-
Abkommen 318

- Bedeutung der Reziprozitit im WTO-
Ubereinkommen im Hinblick auf die
Entstehung des Abkommens 319

Rindfleisch, Ubereinkommen iiber 309

Rom-Abkommen (RA) iiber den Schutz
der ausiibenden Kiinstler, der Hersteller
von — Tontrigern und Sendeunterneh-
men 125

— InhaltdesRA 125
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— Unmittelbare Anwendbarkeit des
RA 126

Rom-Abkommen und Art. 2 Abs. 2
TRIPS 272

Schaltkreise, IPIC-Vertrag, Vertrag Gber
den Schutz des geistigen Eigentums in
Hinblick auf integrierte Schaltkreise und
Layout-Designs (Topographien), und
Art. 35 TRIPS

Schhiiter 364

Schutznahmen, Art. XIX GATT und Uber-
einkommen iiber 211

— Art. XIX und XXV Abs. 5 GATT Not-
standsmafinahmen bei Einfuhr bestimm-
ter Waren 212

— Art. XIX und XXV Abs. 5 GATT Not-
standsmafinahmen bei Einfuhr bestimm-
ter Waren i. V. m. dem Ubereinkommen
uber Schutzmafinahmen 213

Schutzzweck unmittelbar anwendbarer
volkerrechtlicher Normen 48 ff.

Schutzzwecktheorie des IGH 60

— Ausnahme von der Schutzzweck-
theorie 60

Schweiz

— Praxis zur unmittelbaren Anwendbarkeit
des WTO-Rechts 154

Seetransport 256

Sekundirrecht der WTO, Ablettung von
Rechten Privater 345 ff.

~ Unmittelbare Anwendbarkeit von
WTO-Sekundirrecht nach EuGH 345

— WTO-Streitbeilegungsentscheidungen
als Bestandteil der Gemeinschaftsrechts-
ordnung nach Gutachten 1/91 346

self executing Charakter volkerrechtlicher
Vertrage 26

Sevince 370

Shrimp and Shrimp Products,United States
— Import Prohibition on Certain Shrimp
and Shrimp Products (WT/DS 58) 434

— Amicus curiae briefs als Gegenstand des
Parteivortrages 429

— Beriicksichtigung selbstandiger amicus
curiae briefs 430

SPS — Gesundheitspolizeiliche und pflan-
zenschutzrechtliche Mafinahmen, Uber-
einkommen

Staatshaftungsanspruch, gemeinschafts-
rechtlicher gegen die Mitgliedstaaten der
EG 390

Staatshandelsunternehmen 231

State Contracts 88 ff.

~ Inhalt und Rechtswirkungen von State
Contracts 88

~ Rechtsdurchsetzung bei State Con-
tracts 88

— Investitionsschutzvertrage 90

Strafverfahrensregelungen im TRIPS 296

— Inhalt der Strafvorschriften 296

- Keine unmittelbare Anwendbarkeit der
Strafvorschriften 296

Streitbeilegung nach GATT 330

Streitbeilegungsverfahren unter der
WTO 3321f.

— Streitbeilegung im weiteren Sinne 332

— Streitbeilegung im engeren Sinne 332

- Konsultationsphase 332

— Panelphase 333

— Ablauf der Panelphase 333

— Beteiligung Dritter in der Panelpha-
se 334

— Drittbeteiligung von Staaten 334

- Kein Antragsrecht Privater 334

- Bedeutung Privater im Panelverfah-
ren 335

— Rechtsmittelphase 335

— Implementierungsphase 336

— Sanktionen 336

- Nichtverletzungsbeschwerde fiir Staaten
und Entschidigung Privater 337

— Retaliation und Cross-retaliation 337

Streitvermeidung und -beilegung im
TRIPS(Teil V) 300, 495

— Art. 63 TRIPS (Transparenz) 300

— Art. 64 TRIPS (Streitbeilegung) 300

Subjekte des Wirtschaftsvolkerrechts,
Private als 11ff., 460

— Private als abgeleitete Volkerrechtssub-
jekte 11

— Formen der vélkerrechtlichen Rechts-
subjektivitdt Privater 11

Subventionen nach GATT 171

Subventionen und Ausgleichsmafinahmen,
Ubereinkommen iiber (ASU) 22211,
478

- Ausgleichsmafinahmen 223
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— Sonstige Regelungen des ASU 223
- Anhinge zum ASU 224

Telekommunikation und Basistelekom-
munikation 255

- Anlage zur Telekommunikation 255

— Inhalt der Anlage tiber Telekommunika-
tion 255

— Unmittelbare Anwendbarkeit der Anlage
iiber Telekommuntkation 256

— Basistelekommunikation 256

— Inhalt der Anlage iiber Basistelekom-
munikation 256

~ Unmittelbare Anwendbarkeit der Anlage
iiber Basistelekommunikation 256

Textilwaren und Bekleidung, Ubereinkom-
men Uber 2091., 476

— Inhalt des Ubereinkommens tiber Textil-
waren und Bekleidung 209

— Unmittelbare Anwendbarkeit von Vor-
schriften des Ubereinkommens iiber
Textilwaren und Bekleidung 210

Tontriger, Hersteller von Tontrigern gegen
die unerlaubte Vervielfiltigung ihrer
Tontriger, Ubereinkommen zum Schutz
(Genfer Tontriagerabkommen,
GTA) 130

— Inhalt des GTA 130

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
GTA 130

T-Port 373

TPRM — Mechanismus zur Uberpriifung
der Handelspolitik > TPRM — Trade
Policy Review Mechanism (TPRM)

Trade Barriers Regulation (TBR) 443

- Ziele und Anwendungsbereich der
TBR 443

— Antragstellung im Namen eines Wirt-
schaftszweiges der Gemeinschaft und
durch einen Mitgliedstaat 444

— Antragstellung im Namen von Unter-
nehmen der Gemeinschaft 444

— Materielle Voraussetzungen des Eingrei-
fens der Gemeinschaft 445

— Verfahren nach der TBR 445

— Rechtsschutz fiir Private nach der
TBR 446

— Prozessuale Priifung 447

— Materielle Prifung 448

Trade Policy Review Mechanism (TPRM)
- Mechanismus zur Uberpriifung der
Handelspoliuk (TPRM) 342, 500

Trade-Related Investment Measures, Uber-
einkommen {iber (TRIMs) 233f,

— Inhalt des TRIMs, 233,479

— Unmittelbare Anwendbarkeit von Art. 2
TRIMsi. V.m. Anhang 2 zum
TRIMs 234

Transparenz — und Anwendungsvorschrif-
tenim GATT 1994 1931f., 473

— Informationspflicht nach Art. X Abs. 1
und 2 GATT 1994 193

— Inhalt der Informationspflicht 193

— Unmittelbare Anwendbarkeit der Infor-
mationspflicht 194

- Innerstaatlicher Amtshaftungs-
anspruch 194

Transparenzgebot (Art. III GATS) 248,
483

— Inhalt des Transparenzgebotes 248

- Auswirkungen des Transparenzgebots
auf die Rechtsstellung Privater 249

TRIMs — Trade-Related Investment
Measures, Ubereinkommen tiber

TRIPS 262ff.

— Allgemeine Bestimmungen des TRIPS
und deren unmittelbare Anwendbar-
keit 2621f.

— Definition des geistigen Eigentums 262

— Diskriminierungsverbote im TRIPS 263

— Meistbegiinstigung im TRIPS 263, 487

— Inhalt der Meistbegtinstigung nach
TRIPS 263

- Ausnahmen vom Grundsatz der Meist-
begiinstigung im TRIPS 263

— Unmittelbare Anwendbarkeit der Meist-
begiinstigungsverpflichtung nach
TRIPS 264

— TRIPS, materieller Schutz Privater 266

— Ziel und Zweck des TRIPS 267

- Staatsangehorigkeit der Schutzrechts-
inhaber als Bezugspunkt 268

— Einheitliche Mindeststandards nach
TRIPS 269

— Umsetzungsauftrag nach Art. 1 Abs. 1
TRIPS 269

— TRIPS, Teil I Allgemeine Bestimmungen
und Grundprinzipten 273 ff.
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- Allgemeine Regeln 273,488

~ {iber Art. 2 TRIPS inkorporierte Vor-
schriften der PVU 274

- TRIPS (Teil VI TRIPS); Ubergangs-
regelnim 300, 496

TRIPS, Ankniipfungspunkte der Rezipro-
zitit im TRIPS 317

TRIPS, Geographische Angaben, Schutz
nach TRIPS 283, 491

— Inkorporierte Vorschriften iiber geogra-
phische Angaben der PVU 283

— Inhalt des 3. Abschnitts des TRIPS 284

- Unmittelbar anwendbare Vorschriften
des 3. Abschnitts 284

TRIPS, Gewerbliche Muster und Modelle,
Schutz nach TRIPS 285, 491

— Inkorporierte Vorschriften iiber gewerb-
liche Muster und Modelle der PVU 285

— Vorschriften des TRIPS (Paris-plus) 285

TRIPS, Grenzmafinahmen, TRIPS 295

— Inhalt der Grenzmafinahmen 295

— Unmittelbare Anwendbarkeit der
Grenzmafinahmen 296

TRIPS, Inlinderbehandlung im TRIPS 265

— Inhalt der Inlinderbehandlung 265

~ Ausnahmen vom Grundsatz der Inlin-
derbehandlung im TRIPS 265

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
Grundsatzes der Inlanderbehandlung
nach TRIPS 266

TRIPS, Institutionelle Regeln und Schluss-
bestimmungen (Teil VII TRIPS) 300

TRIPS, Layout Designs (Topographien)
integrierter Schaltkreise, Schutz nach
TRIPS 288,493

- Inkorporierte Vorschriften des IPIC-
Abkommens 288

- ,Washington-plus® 288

TRIPS, Marken, Schutz nach TRIPS 282,
490

— Inkorporierte markenrechtliche Vor-
schriften der PVU 282

— Rechtsprechung 282

TRIPS, Meistbegiinstigung im TRIPS 263,
487

— Inhalt der Meistbegiinstigung nach
TRIPS 263

— Ausnahmen vom Grundsatz der Meist-

begiinstigung im TRIPS 263

- Unmittelbare Anwendbarkeit der Meist-
beglinstigungsverpflichtung nach
TRIPS 264

TRIPS, Patente, Schutz nach
TRIPS 2861f., 492

— Inkorporierte patentrechtliche Vorschrif-
tender PVU 286

- Patentrechtliche Vorschriften der
PVU 286

— Rechtsprechung 287

TRIPS, Rechtsdurchsetzung nach
TRIPS 290, 494

— Aligemeine Pflichten (Abschnitt 1) 291

— Inhalt von Art. 41 TRIPS 291

— Unmittelbare Anwendbarkeit von
Art. 41 TRIPS 292

— Spezielle Vorschriften zu Zivil- und Ver-
waltungsverfahren und Rechtsbehelfe
(Abschnitt 2) 293

— Inhalt der Vorschriften des 2. Ab-
schnitts 293

— Unmittelbare Anwendbarkeit der
Vorschriften des 2. Abschnitts 294

- Einstweiliger Rechtsschutz
(Abschnitt 3) 294

~ Inhalt von Art. 50 TRIPS 294

— Unmittelbare Anwendbarkeit von
Art. 50 TRIPS 295

TRIPS, Reziprozitat im TRIPS im Hin-
blick auf die Durchfihrung des Abkom-
mens 322

- Allgemeine Fragen der Reziprozitit bei
der Durchfihrung des TRIPS 322

— Bedeutung von Art. 1T Abs. 2
WTO-U 323

TRIPS, Strafverfahrensregelungen im
TRIPS 296

- Inhalt der Strafvorschriften 296

— Keine unmittelbare Anwendbarkeit der
Strafvorschriften 296

TRIPS, Streitvermeidung und -beilegung
im TRIPS(Teil V) 300, 495

— Art. 63 TRIPS (Transparenz) 300

— Art. 64 TRIPS (Streitbeilegung) 300

TRIPS, Urheberrechte und verwandte
Schutzrechte, Schutz nach
TRIPS 274f1f., 488
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— {iber Art. 9 TRIPS inkorporierte Vor-
schriften der Revidierten Berner Ver-
bandsiibereinkunft (RBU) 274

— Regelungen der RBU 275

— Rechte fiir Urheber nach RBU 275

- Regelungen im zwischenstaatlichen Ver-
hilenis 276

- Rechtsprechung deutschsprachiger
Gerichte zur RBU 276

— Regelungen im Rahmen des Bern-plus-
Ansatzes 279

— Rechtsprechung 280

Umsetzungsauftrige volkerrechtlicher
Normen (Unbedingtheit der Norm) 31

Unbedingtheit volkerrechtlicher Nor-
men 31

Unbestimmte Formulierungen in vélker-
rechtlichen Normen 35

UN-Charta, ECOSOC (Verhandlungen
mit NGO aufgrund von Art. 71 UN-
Charta) 110

~ Verfahren nach Art. 71 UN-Charta 110

— Rechtsdurchsetzung 111

— Bedeutung der Verhandlungen fiir die
Rechtsstellung Privater 111

UN-Charta, Petitionsrechte 108

- Art. 62 UN-Charta i. V. m. Resolution
1503 des ECOSOC 108

— Art. 87 b) UN-Charta 109

— Resolution Nr. 1514 (XV) 109

- Auswirkungen der Petitionsrechte auf
die Rechtsstellung Privater 110

United States — Import Prohibition on Cer-
tain Shrimp and Shrimp Products (W'T/
DS 58) 434

— Amicus curiae briefs als Gegenstand des
Parteivortrages 429

— Beriicksichtigung selbstindiger amicus
curiae briefs 430

United States — Imposition of Countervai-
ling Duties on Certain Hot-rolled Lead
and Bismuth Carbon Steel Products Ori-
ginating in the United Kingdom (WT/
DS 138) 432

Unmittelbar anwendbarere Vorschriften in
GATT, GATS und TRIPS, Systema-
tik 302

— Anspriiche im Verhiltnis unter Pri-
vaten 302

— Durchsetzung auf der innerstaatlichen
Primirebene 302

— Durchsetzung auf der innerstaatlichen
Sekundirebene 302

~ Anspriiche im Verhaltnis von Privaten zu
den Unterzeichnerstaaten 303

- Anspriiche aus direkt formulierten Nor-
men des WTO-Rechts 303

— Anspruche aus indirekt formulierten
Normen des WT'O-Rechts 304

— Anspriiche aus Befugnisnormen des
WTO-Rechts 305

~ Amtshaftungsanspriiche 306

Unmittelbare Anwendbarkeit (,,self-exe-
cuting” und ,,direct effect“) oder inner-
staatliche Vollzugsfahigkeit 26 ff.

Unmittelbare Anwendbarkeit und Gewih-
rung subjektiver Rechte 41

— Verhiltnis von unmittelbarer Anwend-
barkeit zu subjektiven Rechten 41

— Subjektive Rechte aus volkerrechtlichen
Vertrigen 42

— Verwendung des Begriffs des ,subjekti-
ven Rechts® im Kontext des Volker-
rechts 42

Unmittelbare Anwendbarkeit vélkerrecht-
licher Normen 26 ff.

— Bestimmung des Begriffs der unmittel-
baren Anwendbarkeit 27

- Voraussetzungen der unmittelbaren
Anwendbarkeit 29f.

- Positive Voraussetzungen 29 ff.

— Innerstaatliche Geltung 29

— Inhaltliche Eignung als positive Voraus-
setzung der unmittelbaren Anwen-
dung 30

~ Bedeutung volkerrechtlicher Umset-
zungsauftrige (Unbedingtheit der
Norm) 31

— Bedeutung von Ermessensvorschrif-
ten 34

- Bedeutung unbestimmter Formulierun-
gen 35

— Bedeutung der Gegenseitigkeit fur die
unmittelbare Anwendbarkeit volker-
rechtlicher Normen 37 ff.
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- Gegenseitigkeit als Voraussetzung der
unmittelbaren Anwendbarkeit 37

— Negative Voraussetzungen der unmittel-
baren Anwendbarkeit 39ff.

~ Fehlender Ausschluss der unmittelbaren
Anwendbarkeit nach Vélkerrecht 39

- Fehlende Anwendungsbefugnis nach
nationalem Recht 40

— Reziprozitit als Voraussetzung unmittel-
barer Anwendbarkeit 41 {f.

— Innerstaatliche unmittelbare Anwend-
barkeit und Gewahrung subjektiver
Rechte 41ff.

— Verhiltnis von unmittelbarer Anwend-
barkeit zu subjektiven Rechten 41

Unmittelbare Anwendbarkeit von Vor-
schriften des Internationalen Wirt-
schaftsrechts nach der Rechtsprechung
des EuGH, Systematischer Uber-
blick 361 ff.

— Rechtsprechung zum GATT 1947 361 1f.

— International Fruit 362

— Schliiter 362

— Deutschland/Rat 364

— Rechtsprechung zu anderen Gemein-
schaftsabkommen bis zum Abschluss
des WTO-Abkommens 366 ff.

— Bresciani 366

— Pabst 367

- Polydor 368

— Kupferberg 368

- Demirel und Sevince 370

— Kziber 371

- Chiquita Italia 371

- Rechtsprechung des EuGH nach Ab-
schluss des WTO-Abkommens 372 ff.

— T-Port 373

— Affish 373

— Hermes 374

- Portugal/Rat 375

- Dior und Assco 378

— Niederlande/Parlament und Rat 381

— OGT Fruchthandelsgesellschaft und
Omega Air 383

Unmittelbare Anwendbarkeit, Ausschluss
des GATS durch die Europiische Ge-
meinschaft und ihre Mitgliedstaa-
ten 235 {f., 480

— Vorbehalt 236

— Auslegung des WTO-Ubereinkommens
bezuglich des Vorbehalts 237

- Auslegung des GATS beziiglich des Vor-
behalts 238

- Stellung der Erklarung zur fehlenden un-
mittelbaren Anwendbarkeit des
GATS 239

— Interpretationserklarung 240

Urheberrechte und verwandte Schutzrech-
te, Schutz nach TRIPS 2741f., 488

— uber Art. 9 TRIPS inkorporierte Vor-
schriften der Revidierten Berner Ver-
bandsiibereinkunft (RBU) 274

- Regelungen der RBU 275

— Rechte fiir Urheber nach RBU 275

- Regelungen im zwischenstaatlichen Ver-
halenis 276

~ Rechtsprechung deutschsprachiger Ge-
richte zur RBU 276

- Regelungen im Rahmen des Bern-plus-
Ansatzes 279

- Rechtsprechung 280

Ursprungsregeln, Ubereinkommen
iiber 201, 475

— Inhalt des Ubereinkommens iiber Ur-
sprungsregeln 201

- Unmittelbare Anwendbarkeit von Vor-
schriften des Ubereinkommens iiber Ur-
sprungsregeln 201

Uruguay-Runde 10, 148

~ Wille der Vertragsparteien der WTO-
Ubereinkiinfte im Rahmen der Uruguay-
Runde im Hinblick auf Rechtsstellung
Privater 148 ff.

- Verhandlung im Rahmen der Uruguay-
Runde 148 ff.

USA Vereinigte Staaten von Amerika

— Praxis zur unmittelbaren Anwendbarkeit
des WTO-Rechts 149ff.

USA, Mittelbare Beteiligung Privater am
WTO-Recht nach dem Recht der
USA 440, 507

- Offizialverfahren 441

- Antragsverfahren 441

Verfahren bei der Berufung von Privaten
auf WTO-Recht vor Gemeinschafts-
gerichten 388

— Vorabentscheidungsverfahren 388
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— Vertragsverletzungsverfahren 389

~ Amtshaftungsklage 389

~ Auflervertragliche Haftung der Gemein-
schaft nach Art. 288 Abs.2EGV 389

— Gemeinschaftsrechtlicher Staatshaf-
tungsanspruch gegen die Mitgliedstaa-
ten 390

~ Nichtigkeitsklage 390

Verfassungsvertrag, Europaischer Kom-
petenzverteilung 402

Verhaltensempfehlungen 103

— Auswirkungen der Empfehlungen auf
die Rechtsstellung Privater 105

Verhaltenskodex des ECOSOC 104

Vertrage von Amsterdam und Nizza,
Modifikation der Kompetenzvertei-
lung 401 ff.

- Vertrag von Amsterdam 401

— Vertrag von Nizza 401

Vertragsverletzungsverfahren 389

Volkergewohnheitsrecht 144,470

— Individualschutz im internationalen
Wirtschaftsrecht 144

Vélkerrecht, Ubernahme in Europa-
recht 418

Volkerrecht, Ubernahme in innerstaat-
liches Recht der Bundesrepublik 415 ff.

Volkerrecht, Ubernahme in nationales
Recht 415ff.

Volkerrechtliche Auslegungsregeln im Vol-
kerrecht 64 {f. > Auslegungsmethoden
im Vélkerrecht

— Wiener Vertragsrechtskonvention 641.

— Volkergewohnheitsrechtliche Aus-
legungsregeln 651.

— Auslegung nach Dispute Settlement Un-
derstanding 66

— Subjektive Auslegungstheorie 67

— Objektive Auslegungstheorie 68

Vélkerrechtliche Normen, unmittelbare
Anwendbarkeit volkerrechtlicher Nor-
men 26 ff.

~ Bestimmung des Begriffs der unmittel-
baren Anwendbarkeit 27

— Voraussetzungen der unmittelbaren
Anwendbarkeit 29ff.

- Positive Voraussetzungen 29 {f.

— Innerstaatliche Geltung 29

— Inhaltliche Eignung als positive Voraus-
setzung der unmittelbaren Anwen-
dung 30

— Bedeutung volkerrechtlicher Umset-
zungsauftrige (Unbedingtheit der
Norm) 31

— Bedeutung von Ermessensvorschrif-
ten 34

— Bedeutung unbestimmter Formulierun-
gen 35

— Bedeutung der Gegenseitigkeit fur die
unmittelbare Anwendbarkeit vélker-
rechtlicher Normen 37 ff.

— Gegenseitigkeit als Voraussetzung der
unmittelbaren Anwendbarkeit 37

— Negative Voraussetzungen der unmittel-
baren Anwendbarkeit 39ff.

— Fehlender Ausschluss der unmittelbaren
Anwendbarkeit nach Vélkerrecht 39

— Fehlende Anwendungsbefugnis nach na-
tionalem Recht 40

- Reziprozitit als Voraussetzung unmittel-
barer Anwendbarkeit 41 ff.

- Innerstaatliche unmittelbare Anwend-
barkeit und Gewihrung subjektiver
Rechte 41ff.

— Verhiltnis von unmittelbarer Anwend-
barkeit zu subjektiven Rechten 41

Volkerrechtliche Vertige, Wirkung 24

Volkerrechtssubjektivitat Privater, Rich-
tungswandel? 454

Vollzugsfahigkeit volkerrechtlicher
Vertrige 26

Vorabentscheidungsverfahren 388

Vorversandkontrolle = Kontrollen vor
dem Versand, Ubereinkommen iiber

WCT = WIPO Copyright Treaty (WCT)
Welthandelsorganisation—> WTO
Welturheberrechtsabkommen (WUA) 124
— Inhalt des WUA 124
— Unmittelbare Anwendbarkeit des
WUA 125
Wettbewerbssicherung im GATT-Sys-
tem 170
Wettbewerbswidrige Praktiken in vertragli-
chen Lizenzen 289, 494
- Kontrolle 289
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WIPO Copyright Treaty (WCT) 127

— Inhalt des WCT 128

— Unmittelbare Anwendbarkeit des
WCT 128

Wirkung volkerrechtlicher Vertrige 24

Wirtschaftsintegration, Regionale 231

Wirtschaftsvolkerrecht, Reziprozitit im
Wirtschaftsvolkerrecht 313 ff., 498 1.

— Bedeutung der Reziprozitit fiir die
Rechtsstellung Privater im Wirtschafts-
volkerrecht 313

— Generelle Bedeutung des Gegenseitig-
keitsgrundsatzes bei Vertragsverhand-
lungen 314

— Abgeschwichte Bedeutung des Gegen-
seitigkeitsgrundsatzes unter Beriicksich-
tigung der Liberalisierung des internatio-
nalen Handels 314

— Bedeutung der Reziprozitit fiir die un-
mittelbare Anwendbarkeit des Rechts
der WTO 315

WPPT 128

— Inhalt des WPPT 128

- Unmittelbare Anwendbarkeit des
WPPT 129

WTO, Sekundarrecht der W'T'O, Ableitung
von Rechten Privater 345 ff.

~ Unmittelbare Anwendbarkeit von
WTO-Sekundirrecht nach EuGH 345

— WTO-Streitbeilegungsentscheidungen
als Bestandteil der Gemeinschaftsrechts-
ordnung nach Gutachten 1/91 346

WTO, Streitbeilegung, Dispute Settlement
Understandung (DSU), Ableitung von
Individualrechten aus dem DSU 3291f.,
500

- Grundziige der Streitbeilegung nach
DSU auf Basis des GATT 330ff.

WTO, Streitbeilegung, Dispute Settlement
Understandung (DSU), Bedeutung fiir
die Praxis und Stellung des Privaten 338

- Allgemeine Bedeutung des DSU 338

- Bedeutung des DSU fiir die Stellung Pri-
vater 339

WTO, Streitbeilegungsverfahren 332 f{f.

— Streitbeilegung im weiteren Sinne 332

~ Streitbeilegung im engeren Sinne 332

- Konsultationsphase 332

— Panelphase 333

~ Ablauf der Panelphase 333

- Beteiligung Dritter in der Panelpha-
se 334

— Dirittbeteiligung von Staaten 334

— Kein Antragsrecht Privater 334

- Bedeutung Privater im Panelverfah-
ren 335

— Rechtsmittelphase 335

- Implementierungsphase 336

— Sanktionen 336

- Nichtverletzungsbeschwerde fiir Staaten
und Entschidigung Privater 337

- Retaliation und Cross-retaliation 337

WTO-konforme Auslegung des Gemein-
schaftsrechts 387, 502

WTO-Recht und Recht der Europiischen
Gemeinschaften, Geltung und Durchset-
zung 3581f.

— Unmittelbare Anwendbarkeit nach der
Logik EuGH 358

— Bestimmung der unmittelbaren An-
wendbarkeit durch den EuGH auf zwei
Stufen 359

— Gesamtcharakter von Abkommen und
Einzelbestimmung auf der ersten Stu-
fe 359

- Vollzugsfahigkeit der Einzelbestimmung
auf der zweiten Stufe 360

WTO-Recht vor deutschen Gerichten, Be-
rufung auf 419ff.

— Verfahren bei der Berufung von Privaten
auf WTO-Recht vor deutschen Gerich-
ten 419

- Berufung von Privaten auf WTO-Recht
vor deutschen Gerichten bei Kompetenz
der Gemeinschaft 419

— Berufung von Privaten auf WTO-Recht
vor deutschen Gerichten bei Kompetenz
des Mitgliedstaates 420

— Unbeachtlichkeit WTO-widriger
Rechtsakte der EG im deutschen Recht
als ,ausbrechende Rechtsakte® 421

~ WTO-konforme Auslegung innerstaatli-
chen Rechts bei deliktischen Ansprii-
chen 421

WTO-Recht, Geltung des WTO-Rechts im
Recht der Europiischen Gemeinschaf-
ten 358ff.
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— Unmittelbare Anwendbarkeit nach der
Logik EuGH 358

— Bestimmung der unmittelbaren An-
wendbarkeit durch den EuGH auf zwei
Stufen 359

— Gesamtcharakter von Abkommen und
Einzelbestimmung auf der ersten Stu-
fe 359

- Vollzugsfihigkeit der Einzelbestimmung
auf der zwetten Stufe 360

WTO-Recht, Geltung und Durchsetzung
des WTO-Rechts im Recht der Mitglie-
der 357ff.

WTO-Recht, Mittelbare Anwendbarkeit
des WTO-Rechts im Gemeinschafts-
recht 385ff., 502

- Fediol/Kommission 385

— Nakajima und Petrotub und Repubblica/
Rat 386

WTO-Recht, Mittelbarere Beteiligung Pri-
vater nach dem Recht der WTO 424 ff.,
507

— Mittelbare Beteiligung von Privaten nach
WTO-Recht 424 ff.

-~ Verfahrensbevollmichtigung und Unter-
stiitzung von Staaten durch Individu-
en 424ff.

— Anwaltliche Vertretung der Streitpartei-
en im DSU-Verfahren 425ff.

— Unterstiitzung der Streitparteien durch
private Dritte 427

WTO-Recht, Reziprozitit im Recht der
WTO 315ff.

~ Auspragungen der Reziprozitat im Recht
der WTO 315

— Bedeutung der Reziprozitit im WTO-
Ubereinkommen 315

WTO-Recht, Verfahren bei der Berufung
von Privaten auf WTO-Recht vor Ge-
meinschaftsgerichten 388

— Vorabentscheidungsverfahren 388

- Vertragsverletzungsverfahren 389

— Amtshaftungsklage 389

- Auflervertragliche Haftung der Gemein-
schaft nach Art. 288 Abs.2 EGV 389

— Gemeinschaftsrechtlicher Staatshaf-
tungsanspruch gegen die Mitgliedstaa-
ten 390

— Nichtigkeitsklage 390

WTO-Streitbeilegung auferhalb des Dis-
pute Settlement Understanding
(DSU) 177

WTO-Ubereinkommen 309 ff., 498 {f.

WTO-Ubereinkommen, Innergemein-
schaftliche Geltung des nach der -Recht-
sprechung des EuGH 404 ff.

— Auslegungszustindigkeit des EuGH bei
mitgliedstaatlichen Sachverhalten 405

— Zustindigkeit des EuGH zur Auslegung
nicht geltenden Rechts 406

WTO-Ubereinkommen, Reziprozitit im
WTO-Ubereinkommen im Hinblick auf
die Durchfithrung des Abkommens 319

— Erwiahnung in der Praambel 319

— Erstreckung der Reziprozitit auf das ge-
samte WTO-Recht durch Art. IT Abs. 2
WTO-U 320

WTO-Ubereinkommen, Reziprozitit, Be-
ruhen der WTO-Abkommen auf 317

— Reziprozitit bei der Entstehung eines
Abkommens 318

— Reziprozitat bei der Durchfithrung eines
Abkommens 318

— Differenzierende Betrachtung fiir WTO-
Abkommen 318

— Bedeutung der Reziprozitit im WTO-
Ubereinkommen im Hinblick auf die
Entstehung des Abkommens 319

WUA — Welturheberrechtsabkommen
(WUA)

Zahlungsbilanzbestimmungen, Verein-
barung tiber 211 ff.

- Unmittelbare Anwendbarkeit der Zah-
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